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Corona-Finanzhilfen als Köder für ein Ja
Covid-19-Gesetz: Rechtsexperten warnen vor ein em fragwürdigen Machtzuwachs für den Bundesrat

Bundesrat: Will einfacher zu Notrecht greifen dürfen

HO
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Das Covid-19-Gesetz sei unverzichtbar für
die Massnahmen, mit denen die Folgen von
Corona abgefedert werden. Das betont der
Bundesrat bei jeder Gelegenheit. Doch das
Gesetz verstösst wohl gegen die Verfassung.

schwerer Krankheitsverläu-
fe hindeuten». Diese Daten,
auf die sich der Bundesrat
stützt, waren und sind aber
oft alles andere als solide,
wie K-Tipp und «Saldo»
mehrmals aufzeigten. Das
gilt für Daten zu den «Fall-
zahlen», zur Zahl der Ver-
storbenen, zur Positivitäts-
rate, zur Auslastung der In-
tensivstationen oder zum
R-Wert, der die Entwick-
lung der Pandemie anzei-
gen soll (K-Tipp 1/2021,
5/2021 und 7/2021, «Sal-
do» 19/2020 und 7/2021).

Dem Verein «Freunde
der Verfassung» geht

das Covid-19-Gesetz zu
weit. Er ergriff das Refe-
rendum - mit Erfolg: Am
13. Juni kommt das Gesetz
zur Abstimmung. Es dürfe
«keine undemokratische
Dauervollmacht für den
Bundesrat» geben, fordert
der Verein. Folgt ihm das
Stimmvolk, tritt der Erlass
am kommenden 25. Sep-
tember ausser Kraft.

Das Covid-19-Gesetz
gibt dem Bundesrat «beson-
dere Befugnisse zur Be-
kämpfung der Covid-19-
Epidemie». Und diese sind
tatsächlich sehr gross. So
kann die Regierung in di-
versen Bereichen eine Viel-
zahl an neuen Vorschriften
verfügen - etwa in der Ge-
sundheitsversorgung, bei
den politischen Rechten,
beim Arbeitsrecht und in
vielen anderen Bereichen
mehr. Sie darf etwa «me-
dizinisch nicht dringend
angezeigte Behandlungen»
verbieten lassen.

Richtschnur bei der An-
ordnung von Massnahmen
sind gemäss Covid-19-Ge-
setz die «verfügbaren, zeit-
lich und regional vergleich-
baren Daten, die auf die
Gefahr einer Überlastung
des Gesundheitssystems, er-
höhter Sterblichkeit sowie

Ein Gesetz mit vielen
Regelungen

Das Gesetz enthält zudem
ein Sammelsurium an Re-
gelungen und Massnah-
men, darunter Entschädi-
gungen für Kurzarbeit und
bei Erwerbsausfall, Finanz-
hilfen für Unternehmen so-
wie Hilfspakete für Kultur,
Sport und Medien. Damit
reagierte der Bundesrat auf
die Wirtschaftskrise, die
seine rigorosen Dekrete zur
Pandemiebekämpfung aus-
gelöst hatten.

Das Parlament verabschie-
dete das Gesetz am 25. Sep-
tember 2020. Diverse vom
Bundesrat im Frühling
2020 per Notrecht erlas-
senen Massnahmen wurden

ins Gesetz übernommen.
Denn per Notrecht erlassene
Dekrete der Regierung sind
auf sechs Monate befristet.
Das Parlament sorgte mit
dem Gesetz dafür, dass der

Bundesrat bezüglich Coro-
na weiterhin über notrechts-
ähnliche Befugnisse ver-
fügt.

Kritik von namhaften
Rechtsexperten

Das stösst auf Kritik. Felix
Uhlmann ist Professor für
Staats- und Verwaltungs-
recht an der Uni Zürich. Er
weist darauf hin, dass der
Bundesrat laut Verfassung
nur zu Notrecht greifen
darf, «um eingetretenen
oder unmittelbar drohen-
den schweren Störungen der
öffentlichen Ordnung oder
der inneren oder äusseren
Sicherheit zu begegnen».
Das Gesetz schreibt zur not-
rechtsähnlichen Machtaus-
übung durch den Bundes-
rat aber einzig vor, dass sie
für die Bewältigung der
Pandemie «notwendig» sein
müsse. Uhlmann: «Ich hal-
te es für verfassungsrechtlich
problematisch, wenn das
Gesetz die Eingriffsschwelle
senkt.» Der Zürcher Rechts-
professor Andreas Kley be-
zeichnete das Covid-19-Ge-
setz schon vor Monaten als
«verfassungswidrig» («Sal-
do» 13/2020).

Besonders heikel: Ge-
stützt auf dieses Gesetz kann
der Bundesrat Bestimmun-

gen erlassen, die von Bun-
desgesetzen in zahlreichen
Rechtsbereichen abweichen.
Er wird damit selber zum
Gesetzgeber, obwohl nach
dem verfassungsrechtlichen
Prinzip der Gewaltenteilung
einzig das Parlament Gesetze
erlassen darf.

Das Gesetz kommt in der
Fassung vom 25. Septem-

ber 2020 zur Abstimmung.
Seither hat das Parlament
den Erlass zweimal ergänzt
- unter anderem mit Erwei-
terungen und Präzisierun-
gen zu den Härtefallhilfen.
Auch beschloss es im De-
zember höhere Kurzarbeits-
gelder für Angestellte mit
tiefem Lohn.

Würden all diese Bestim-
mungen, die nach dem
25. September ins Gesetz
kamen, bei einem Nein
ebenfalls hinfällig? Der
Bundesrat behauptet das.
Rechtsprofessor Uhlmann
differenziert: Alle jene Ar-
tikel würden weiter gelten,
die auch eigenständig, also
ohne den ursprünglichen
Erlass, Sinn machen.

Offen ist auch, wie rasch
das Parlament ein neues Ge-
setz für die unbestrittenen
Hilfsmassnahmen schaffen
könnte, falls das Covid-19-
Gesetz im September ausser
Kraft treten sollte. Laut
Uhlmann gehen in der
Rechtswissenschaft die Mei-
nungen dazu «weit ausein-
ander». Der Bundesrat
meint, dass dies Monate
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dauern und deshalb Arbeits-
plätze gefährden und Fir-
men in den Konkurs trei-
ben würde. Damit sagt er:
Wer die Finanzhilfen nicht
gefährden will, muss Ja sa-
gen zum Covid-19-Gesetz
- und damit auch zum gros-
sen Machtzuwachs für die
Regierung. Gery Schwager

Das Covid-Gesetz
beendet die freie Schweiz

Abstimmung vom 13. Juni:
Plakat des Vereins «Freunde
der Verfassung»

Gesundes Essen und
sauberes Wasser

Am 13. Juni kommen
neben dem Covid-
19-Gesetz weitere
Vorlagen zur Abstim-
mung, darunter zwei
Volksinitiativen zur
Landwirtschaft.

 Trinkwasser-Initiative:
Sie verlangt, dass nur
noch jene Bauern Di-
rektzahlungen aus der
Bundeskasse erhalten
sollen, die auf Pestizide
sowie den vorbeugen-
den oder regelmässigen
Einsatz von Antibiotika
verzichten. Zudem dür-
fen Bauern nur so viele
Tiere halten, wie sie «mit
dem auf dem Betrieb
produzierten Futter» er-

nähren können. Ziel ist
eine sichere Versorgung
der Bevölkerung mit

gesunden Lebensmitteln
und sauberem Trinkwas-
ser.

 Pestizid-Initiative: Sie

verlangt ein Verbot in-
dustrieller Pestizide in

der Schweiz und ein Im-
portverbot für Lebens-
mittel, bei deren Pro-
duktion solche Pestizide
zum Einsatz kamen.
Ziel ist es, Trinkwasser
und Lebensmittel von
gesundheitsschädlichen
Stoffen zu befreien. Bio-
logische Pestizide ohne
chemische Giftstoffe
wären weiterhin erlaubt.

Das Covid-Gesetz
beendet die freie Schweiz

Reckte verlieren
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Corona-Pandemie: Die Zahlen sinken
Spitaleintritte, Belegung der Intensivpflegebetten, Todes-
fälle: Bei den wichtigsten Richtwerten für die Entwicklung
der Corona-Pandemie sind die Zahlen im Sinkflug.

 Spitaleintritte: Für den 4. Ja-
nuar meldete der Bund 184
Spitaleintritte im Zusammen-
hang mit Corona - das war
der höchste Wert dieses Jah-
res. Am 9. Mai waren es noch

35 Spitaleintritte. Im 7-Tage-
Durchschnitt sanken die Hos-

pitalisierungen von 154 über
den Jahreswechsel auf 40 in
der ersten Maiwoche.
 Intensivpflegebetten: Die

Höchstzahl an Covid-19-Pa-
tienten auf Intensivstationen
betrug dieses Jahr 435, und
zwar am 5. und 6. Januar. Am

11. Mai lagen noch 191 Co-
vid-19-Patienten in Intensiv-
pflegebetten.

 Todesfälle: Die Zahl der To-
desfälle von positiv Geteste-

ten sank von 73 (1. Januar) -

dem bisherigen Höchststand

im laufenden Jahr - auf 3
(10. Mai). Im 7-Tage-Durch-
schnitt ging sie von 73 über
den Jahreswechsel auf 5 in
der ersten Maiwoche zurück.

Gesamthaft starben in der
Schweiz seit Anfang Februar

2021 in jeder Woche weniger

Menschen als in den ent-
sprechenden Wochen der
Jahre 2020 und 2019.

Der Bundesrat verschärfte
seit Beginn dieses Jahres die

Coronavorschriften zweimal -
am 13. und am 27. Januar. Er

begründete dies mit angeb-
lich ansteckenderen und ge-
fährlicheren Mutanten des Vi-

rus, die auf die Schweiz zu-
kommen könnten, und mit
einer möglichen dritten Welle.

Die Regierung ordnete unter
anderem eine Homeoffice-
pflicht an und - wo das nicht
möglich ist - eine Masken-
pflicht am Arbeitsplatz.

Die Befürchtungen des

Bundesrats bewahrheiteten
sich nicht. Im Gegenteil: Seit
Jahresbeginn gingen die Zah-

len bei allen Richtwerten fast
immer nur nach unten.

Der Bundesrat will die ver-
schärften Massnahmen aber
trotzdem nur zu einem Teil zu-

rücknehmen: Homeoffice will

er per Ende Mai einzig für jene

Unternehmen von der Pflicht
zur Empfehlung zurückstufen,

die ihre Angestellten wö-
chentlich durchtesten. Die ge-

nerelle Maskenpflicht bleibt
bestehen.


